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Auskunft 

erteilt: 

Frau Kitzmann Amt/EB: 50-Amt für Jugend, Familie, Senioren und 

Soziales 

    
Tel.: 0261 129 2271 E-Mail: corina.kitzmann@stadt.koblenz.de 

    
Koblenz,  20.10.2020   

 

 

An alle Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 

 

1. Nachtrag 

 

zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 

 

Mittwoch, den 28.10.2020, 15:00 Uhr, 

 

im großen Saal der Rhein-Mosel-Halle, Julius-Wegeler-Straße 4, 56068 Koblenz. 

 

 

Es ist beabsichtigt, die Tagesordnung um folgende Angelegenheit zu ergänzen: 

 

 

Tagesordnung 

 

Öffentliche Sitzung: 

 

Punkt 10: Bildung eines Kommunalen Zweckverbandes zur Koordinierung und Beratung der 

Eingliederungshilfe U 18 und der Kinder- und Jugendhilfe 

Vorlage: BV/0740/2020 

  

 

 

 

 

Wir bitten um Aktualisierung Ihrer Beratungsunterlagen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

David Langner 

Oberbürgermeister 
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Beschlussvorlage 

 

Vorlage: BV/0740/2020 Datum: 16.10.2020 

Dezernat 2 

Verfasser: 50-Amt für Jugend, Familie, Senioren und Soziales Az.: 502001 

Betreff: 

Bildung eines Kommunalen Zweckverbandes zur Koordinierung und Beratung der 

Eingliederungshilfe U 18 und der Kinder- und Jugendhilfe 

Gremienweg: 

18.12.2020 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

07.12.2020 Haupt- und Finanzausschuss  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

28.10.2020 Jugendhilfeausschuss  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

27.10.2020 Sozialausschuss  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Beschlussvorschlag 

1. Im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit beteiligt sich die Stadt Koblenz am Kommu-

nalen Zweckverband zur Koordinierung und Beratung der Eingliederungshilfe und der Kinder- und 

Jugendhilfe, der seinen Sitz in der Landeshauptstadt Mainz haben wird. 

2. Der Verbandsordnung im Wortlaut und gemäß Anlage 1 wird zugestimmt. 

3. Der Städtetag Rheinland-Pfalz und der Landkreistag Rheinland-Pfalz werden ermächtigt, die Stadt 

Koblenz im Verfahren der Zweckverbandsgründung gegenüber der zuständigen Aufsichtsbehörde, 

der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz (ADD), gemeinschaftlich zu vertreten, 

Erklärungen im Rahmen des Feststellungsverfahren des Zweckverbandes zur Koordinierung und Be-

ratung der Eingliederungshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe rechtswirksam abzugeben und ent-

gegenzunehmen und insbesondere dazu, die erforderliche Feststellung der Verbandsordnung bei der 

zuständigen Aufsichtsbehörde für sämtliche beteiligte Mitgliedskörperschaften einzuholen. 

 

 

Begründung: 

 

Ausgangspunkt für die Überlegungen zur Gründung einer gemeinsamen Stelle der Städte und Land-

kreise in Rheinland-Pfalz war die Veränderung der Eingliederungshilfe durch das Bundesteilhabege-

setz (BTHG). Das Land Rheinland-Pfalz hat hierzu ein entsprechendes Ausführungsgesetz erlassen 

(AGBTHG / AGSGB IX). Die kommunalen Träger haben danach die Aufgaben der Eingliederungs-

hilfe nach dem BTHG und damit die BTHG-Umsetzung in Rheinland-Pfalz praktisch zu bewältigen. 

Für den Personenkreis der unter 18jährigen Leistungsberechtigten bzw. derer bis zur Beendigung des 

Schulverhältnisses, falls dieses nach Vollendung des 18. Lebensjahres der Leistungsberechtigten liegt 
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besteht daher dringender Handlungsbedarf. Im Zuge dieser gesetzlichen Neuregelung sind die Städte 

und Kreise auf die kommunalen Spitzenverbände zugekommen mit dem Anliegen, die Aufgabe mög-

lichst gemeinsam zu erledigen.  Dies insbesondere deswegen, weil die Interessenlagen der Träger 

weitgehend identisch sind, die Aufgaben einen hohen Spezialisierungsgrad erfordern und eine Ver-

gleichbarkeit der Vereinbarungen im Land erreicht werden sollte. Im Übrigen ist davon auszugehen, 

dass durch die Bündelung der Aufgabe landesweit gesehen mit Personaleinsparungen zu rechnen ist. 

 

Mit der Unterstützung einer Anwalts- und Wirtschaftsprüferkanzlei haben Städtetag und Landkreis-

tag verschiedene Organisationsformen überprüft. Die Gründung eines Zweckverbandes hat sich als 

sinnvollste Lösung herauskristallisiert. Insbesondere entfällt hier die Umsatzsteuerpflichtigkeit der 

Leistungen und es ist Dienstherrenfähigkeit gegeben. Über die Mitwirkungsrechte in der Zweckver-

bandsversammlung haben die Mitglieder entscheidende Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten. 

 

Das neue KiTa-Zukunftsgesetz in Rheinland-Pfalz kam mit ähnlichen Erfordernissen in naheliegen-

der Materie zusätzlich hinzu. 

 

Über die konkreten Aufgaben, die auf den Zweckverband übergehen, hinaus, soll der Zweckverband 

den kommunalen Trägern als kompetenter Ansprechpartner für ihre Fragen in Eingliederungs- und 

Kinder- und Jugendhilfe beratend zur Verfügung stehen. 

 

In der Sitzung des Stadtrates am 28.03.2019 stimmte dieser der Beauftragung des Städtetages Rhein-

land-Pfalz zu, aufgrund der zeitlichen Dringlichkeit gemeinsam mit dem Landkreistag Rheinland-

Pfalz die Anmietung von Büroräumlichkeiten und Personalakquise für den Zweckverband bereits vor 

der Genehmigung der Verbandsordnung zu beginnen. Des Weiteren wurde der Erhebung einer An-

schubfinanzierung in Form einer Umlage von 0,55 Euro je Einwohner zugestimmt. Die tatsächliche 

Höhe der Umlage wurde im Nachgang auf 0,20 Euro je Einwohner angepasst. Auf die Stadt Koblenz 

entfiel ein Betrag von 22.757,80 Euro. 

 

Ausgangssituation: 

 

Die Landkreise und die kreisfreien Städte sind örtliche Träger der Eingliederungshilfe für die in § 1 

Abs. 1 des Landesgesetzes zur Ausführung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (AGSGB IX) ge-

nannten Leistungsberechtigten. Gemeinsam mit den großen kreisangehörigen Städten mit eigenem 

Jugendamt bilden sie die Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe im Sinne des Ausführungs-

gesetzes zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (AGKJHG) und dem KiTa-Zukunftsgesetz Rheinland-

Pfalz (KiTaZukG). Sie nehmen die Aufgaben als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung wahr (§ 1 Abs. 

4 AGSGB IX, § 2 Abs. 1 Satz 1 AGKJHG, § 1 Abs. 4 KiTaZukG). 

 

Zwischen Leistungserbringern und Trägern der Eingliederungshilfe muss ein landesweiter Rahmen-

vertrag für Leistungen aus dem SGB IX für Kinder und Jugendliche bis spätestens 31.12.2022 ver-

einbart und abgeschlossen werden. In diesem Rahmenvertrag sollen die wesentlichen Leistungen er-

fasst und als Grundlage für die Angebote herangezogen werden. Auf Basis dieses Landesrahmenver-

trages sind sodann Entgeltverhandlungen zu führen. 

 

Hinzu kommt, was nicht Gegenstand der ursprünglichen Planung des Zweckverbandes war, dass ein 

Rahmenvertrag über Planung, Betrieb und Finanzierung von Kindertageseinrichtungen sowie die an-

gemessene Eigenleistung der Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts und den 

auf Landesebene zusammengeschlossenen Verbänden der freien Wohlfahrtspflege als Einrichtungs-

träger zu verhandeln ist. Dieser bildet die Basis für Regelungen auf örtlicher Ebene. 
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Eine zuverlässige rechtssichere Strukturierung der Eingliederungshilfe und Kinder- und Jugendhil-

fethemen erfordert erhebliche, über die Arbeit einzelner Abteilungen hinausgehende Rechtskennt-

nisse, zudem ist es unverzichtbar, hohe praktische Erfahrungen in Verhandlungsführung, Prüfungs-

wesen und auf Detailebene einzubinden. 

 

Den kommunalen Trägern stehen hier die Leistungserbringer gegenüber, die ihrerseits mit hochwer-

tiger, aus kommunalen Mitteln refinanzierter Personalausstattung aufwarten. Die Verhandler der 

Leistungserbringer sind z.B. Juristen, Diplom-Kaufleute, Pädagogen, Psychologen, Theologen, Stra-

tegen aus der Sozialwirtschaft. Bei Verhandlungen und auch bei den dann folgenden künftigen Prü-

fungen hat sich bei den kommunalen Trägern ein breiter Bedarf an fachlicher Unterstützung ergeben. 

 

Nachteile der einzelkommunalen Aufgabenerledigung: 

 

Aus der dezentralen Organisation der Aufgabenerledigung ergeben sich insbesondere folgende Nach-

teile: 

In den derzeitigen Organisationsstrukturen muss jeder kommunale Träger jeweils für sich einzelne 

Entgeltverhandlungen führen. Zur Verhandlung eines Rahmenvertrages und weiterer Vereinbarungen 

müsste immer von jedem kommunalen Träger ein Vertreter an allen Sitzungen aller Verhandlungen 

teilnehmen. Der Aufbau und die dauerhafte Vorhaltung des hierfür erforderlichen Knowhows ist an-

gesichts der geringen Fallzahl von Rahmenverträgen nicht wirtschaftlich. Bei den Entgeltverhand-

lungen und Prüfungen kommt hinzu, dass dem einzelnen kommunalen Träger Vergleichsmöglichkei-

ten nicht ebenso zur Verfügung stehen, wie einer landesweit tätigen Organisation. 

 

Bei den einzelnen kommunalen Trägern besteht, insbesondere auf dem Hintergrund der bereits bisher 

hohen Auslastung, u.a. ein Risiko für Rechtsfehler in den Verfahren. 

 

Vorteile des Zweckverbandes: 

 

Die Einrichtung des Kommunalen Zweckverbandes bietet demgegenüber folgende Vorteile und Po-

tenziale: 

 

Durch die Bereitstellung und Bündelung interdisziplinärer Kompetenzen können diese erheblich 

günstiger von allen Mitgliedern genutzt werden. 

 

Die Verhandlung der Rahmenverträge und die zentrale Bearbeitung der Anliegen der Leistungser-

bringer führen zu einer Reduzierung der bei den einzelnen kommunalen Trägern aufzuwendenden 

Arbeitszeit, damit zu erheblich geringeren Kosten je Verhandlungsvorgang. 

 

Die laufenden Qualifizierungskosten in den komplexen und sich dynamisch entwickelnden Arbeits-

bereichen, insbesondere in den i. W. neuen Bereichen, dort insbesondere im Prüfungswesen in den 

Bereichen von Eingliederungs-, Kinder- und Jugendhilfe können vor Ort eingespart werden, indem 

keine neuen Stellen geschaffen werden müssen. 

 

Durch das jederzeitige Zur-Verfügung-Stehen von ausreichend qualifiziertem Personal kann für das 

gesamte Spektrum der auf den Zweckverband übergehenden Aufgaben eine sichere Wahrnehmung 

gewährleistet werden. 

 

Bietet der Zweckverband, perspektivisch nach Abschluss der Rahmenverträge, auch Schulungen an, 

haben die Mitglieder auch hier einen Zugriff auf bedürfnisentsprechende Qualifizierungsmöglichkei-

ten für eigenes Personal. 

 

Die Rahmenbedingungen der Tätigkeit des Zweckverbandes ermöglichen eine echte interdisziplinäre 

Arbeit, speziell im Bereich der Eingliederungshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe, zusätzlich eine 
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Spezialisierung, insbesondere des Prüfpersonals in bestimmten Bereichen, und eröffnen damit zu-

sätzliche Perspektiven der Personalentwicklung. 

 

Das gemeinsame Vorgehen bietet den kommunalen Trägern die Möglichkeit, auf Basis gemeinsam 

formulierter Ansprüche und Ziele notwendige Leistungen für die Leistungsberechtigten vor Ort zu-

verlässig und zu angemessenen Bedingungen zu beschaffen. 

 

Aufgabenspektrum des Zweckverbandes: 

 

Folgende Aufgaben gehen auf den Zweckverband über: 

 

 Der Zweckverband hat die Aufgabe, seine Mitglieder nach § 2 Nr. 1 bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben als örtliche Träger der Eingliederungshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe zu un-

terstützen. 

 Er unterstützt seine Mitglieder bei der Verhandlung des Rahmenvertrages nach § 131 SGB 

IX für den Personenkreis des § 1 Abs. 1 AGSGB IX. 

 Er vertritt seine Mitglieder 

o bei der Verhandlung von Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen im Bereich der 

Eingliederungshilfe, 

o bei der Vorbereitung des Abschlusses von Vereinbarungen, wobei die Mitglieder den 

Zweckverband legitimieren können, die Vereinbarungen abzuschließen, 

o bei der Prüfung der Umsetzung der Vereinbarungen, insbesondere hinsichtlich Quali-

tät und Wirtschaftlichkeit in den Einrichtungen und ambulanten Diensten, 

o in Schiedsstellenverfahren bzw. Verfahren vor den Sozialgerichten in Angelegenhei-

ten nach §§ 123 ff. SGB IX, sofern ein Mitglied den Zweckverband hiermit beauftragt 

und die Verbandsversammlung zustimmt, 

o bei der Verhandlung und dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung über Planung, 

Betrieb und Finanzierung von Kindertageseinrichtungen sowie die angemessene Ei-

genleistung der Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts und 

den auf Landesebene zusammengeschlossenen Verbänden der freien Wohlfahrts-

pflege als Einrichtungsträger, die die Grundlage für Vereinbarungen auf örtlicher 

Ebene bildet, § 5 Abs. 2 KiTaZukunftsgesetz. 

 

Er übernimmt weiterhin für seine Mitglieder die Verwaltung und die Weiterentwicklung der mit den 

Aufgaben, die dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe obliegen, in Zusammenhang stehenden 

Tätigkeiten. Insbesondere kann er seine Mitglieder durch die Weiterentwicklung der individuellen 

Hilfe-Teilhabeplanung, der Angebotsstrukturen einschließlich sozialräumlicher Steuerungsprozesse, 

die Entwicklung von Standards für die Leistungsgewährung und die Entwicklung sonstiger Steue-

rungsprozesse sowie deren Einführung und Umsetzung unterstützen; er kann auch fachspezifische 

Fortbildungen organisieren und durchführen. 

 

Umsetzung der interkommunalen Zusammenarbeit: 

 

Die interkommunale Zusammenarbeit wird durch Gründung des Zweckverbandes zur Koordinierung 

und Beratung der Eingliederungshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe realisiert. Dies erfolgt durch 

gleichlautende Beschlüsse der Gremien aller Mitglieder und Verabschiedung der Verbandsordnung 

in Anlage 1 im dortigen Wortlaut. 

 

Der Zweckverband wird sich in einzelnen Entgeltverhandlungen mit den Praktikern vor Ort abstim-

men und die Verhandlungen entsprechend dem Wunsch des jeweiligen Trägers der Eingliederungs-

hilfe bzw. Kinder- und Jugendhilfe begleiten. 
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Organisatorisch wurde die Landeshauptstadt als Sitzkommune gewählt, wodurch u.a. Wege für not-

wendig werdende Abstimmungen mit Landesbehörden kurz gehalten werden, zusätzlich ist die Nähe 

zur Vereinigung der Leistungserbringer, der LIGA, in Mainz gegeben. 

 

Die Finanzierung des Zweckverbandes erfolgt über eine Verbandsumlage. In 2020 würden bereits 

0,55 € pro Einwohner als Anschubfinanzierung eingeplant. 

 

Über die Höhe der Verbandsumlage beschließt die Verbandsversammlung. Es ist nach den derzeiti-

gen Planungen davon auszugehen, dass voraussichtlich eine Umlage i.H.v. 0,50-0,60 €/Einwohner 

für die kreisfreien Städte und Landkreise anfallen wird. Für die großen kreisangehörigen Städte mit 

eigenem Jugendamt wird die Umlage voraussichtlich erheblich geringer ausfallen, da diese nur einen 

Teil der Leistungen (nämlich in der Kinder- und Jugendhilfe) abrufen. Die Entscheidung über die 

Höhe der Beteiligung dieser Mitglieder bleibt der Verbandsversammlung vorbehalten. Da es sich um 

eine Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung handelt, ist eine Finanzierung über den entsprechenden De-

ckungskreis für die folgenden Haushaltsjahre bereits eingeplant. 

 

Nach Zustimmung der Verbandsmitglieder werden die weiteren Schritte zur Einrichtung des Zweck-

verbandes erfolgen. 

 

Weiteres Vorgehen: 

Das weitere Vorgehen zur Einrichtung des Zweckverbandes soll sich nach erfolgter Beschlussfassung 

der Landkreise, der kreisfreien Städte und der kreisangehörigen Städte mit eigenem Jugendamt wie 

folgt gestalten: 

 

Die Aufnahme der Arbeit des Zweckverbandes als Zweckverband wird nach wortlautübereinstim-

mender Beschlussfassung aller Mitglieder und Feststellung der Errichtung durch die zuständige Auf-

sichtsbehörde, die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz (ADD), erfolgen. Städ-

tetag Rheinland-Pfalz und Landkreistag Rheinland-Pfalz (Mitglieder des Zweckverbandes gemäß § 

2 Ziff. 2 der Verbandsordnung) werden ermächtigt und bevollmächtigt, gemeinschaftlich die erfor-

derliche Feststellung der Verbandsordnung bei der zuständigen Aufsichtsbehörde für sämtliche be-

teiligte Mitgliedskörperschaften einzuholen. 

 

Der Zweckverband wird dann, entsprechend seinem interdisziplinären Konzept, nach und nach die 

erforderlichen Personalbesetzungen vornehmen. 

 

Anlage/n: 

 

Anschreiben Kommunale Spitzenverbände nebst Vollmacht vom 07.10.2020 

Verbandsordnung für den Zweckverband KommZB 

 

Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

Nein  

 





 

 

  

 

 
Telefon: 06131/28655-0 

  
Telefon: 06131/28644-0 

Telefax: 06131/28655-228  Telefax: 06131/28644-480 
www.landkreistag.rlp.de 
post@landkreistag.rlp.de 

 www.staedtetag-rlp.de 
info@staedtetag-rlp.de 

 
Freiherr-vom-Stein-Haus 

Deutschhausplatz 1, 55116 Mainz 

 

 
Herrn Oberbürgermeister 
David Langner 
Stadtverwaltung Koblenz 
Postfach 20 15 51 
56015 Koblenz 
 

Mainz, den 07.10.2020 

Az.: 411-40-00-01 NB 

Kommunaler Zweckverband zur Koordinierung und Beratung der Eingliederungshilfe und 
der Kinder- und Jugendhilfe (KommZB);  
Sachstand, Bitte um Beschlussfassung und Bevollmächtigung 
 
Sehr geehrter Herr Langner, 
 
im Anschluss an unser Schreiben vom 26.02.2020, mit welchem wir Sie über den Sachstand der 
Gründung der Kommunalen Beratungsgesellschaft in der Eingliederungshilfe und Jugendhilfe un-
terrichtet haben, dürfen wir Ihnen nun mitteilen, dass die Vorab-Prüfung der Verbandsordnung ab-
geschlossen ist und diese nun in der beigefügten Fassung finalisiert wurde. Der Zweckverband 
wird Aufgaben der Eingliederungshilfe und – in derzeit noch erheblich geringerem Umfang – der 
Jugendhilfe übernehmen. Der genaue Aufgabenumfang ergibt sich aus der beigefügten Verbands-
ordnung und dem Muster-Beschlussvorschlag. 
 
Zudem finden Sie in der Anlage eine ebenfalls finalisierte Muster-Beschlussvorlage, die Sie bitte in 
Ihre Gremien zur Befassung und Beschlussfassung in der nächstmöglichen Kreistags- bzw. Stadt-
ratssitzung geben mögen. Wir erlauben uns an dieser Stelle den Hinweis, dass Beschluss und 
Verbandsordnung von allen kommunalen Aufgabenträgern vollständig identisch ohne textliche 
Abweichungen voneinander der ADD vorgelegt werden müssen und die Errichtung des 
Zweckverbandes nur bei Einhaltung dieser Voraussetzungen von der ADD festgellt werden kann. 
Wir haben Ihnen daher die Verbandsordnung auch ausschließlich als .pdf-Datei zur Verfügung ge-
stellt. Veränderungen dürfen keinesfalls vorgenommen werden. 
 
Mit dem Zeitpunkt der Errichtung durch die ADD wird der Zweckverband neuer Aufgabenträger. 
Damit die Geschäftsführenden Direktoren, Herr Kirsch und Herr Müller, die Abwicklung des Verfah-
rens für Sie übernehmen und die Errichtungsentscheidung der ADD für Sie entgegennehmen dür-
fen, benötigen sie die entsprechende Mandatierung durch die kreisfreien Städte, die großen kreis-
angehörigen Städte mit eigenem Jugendamt und die Landkreise in Rheinland-Pfalz. Dies ist eben-
falls Inhalt der Beschlussvorlage. Wir bitten Sie zusätzlich, uns auf dem beigefügten Vollmachts-
formular das Mandat zur Vertretung und insbesondere die erforderliche Feststellung der Verband-
sordnung bei der zuständigen Aufsichtsbehörde für sämtliche beteiligte Mitgliedskörperschaften 
durch Unterzeichnung für Ihre Gebietskörperschaft zu erteilen.  
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Unser erklärtes Ziel ist es, den Zweckverband bis zum 01.01.2021 zu errichten. Sollten wir bis zum 
02.11.2020 von Ihnen nichts gehört haben, erlauben wir uns an die Angelegenheit zu erinnern. 
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Wir danken im Voraus für Ihre Bemühungen und verbleiben 
 

mit freundlichen Grüßen 
 

 
 

Burkhard Müller 
Geschäftsführender Direktor 

Fabian Kirsch 
Geschäftsführender Direktor 

 
 
Anlagen 
 
  



 

Vollmacht 
 

 

 

 

Hiermit bevollmächtigen wir, 

 

 

____________________________________ 

Stadtverwaltung Koblenz 

 

vertreten durch 

 

 

____________________________________ 

Oberbürgermeister David Langner 
 

 

 

 

den Landkreistag Rheinland-Pfalz und den Städtetag Rheinland-Pfalz, damit, uns gemeinschaftlich 

im Rahmen des Verfahrens zur Errichtung des  

 

Kommunalen Zweckverbandes zur Koordinierung und Beratung  

der Eingliederungshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe (KommZB) 
 

zu vertreten, Verfahrenshandlungen für uns vorzunehmen, Erklärungen abzugeben und entgegen-

zunehmen. Insbesondere bevollmächtigen wir die genannten Vertreter dazu, die erforderliche 

Feststellung der Verbandsordnung bei der zuständigen Aufsichtsbehörde für sämtliche beteiligte 

Mitgliedskörperschaften einzuholen. 

 

 

 
 
 
 
 
 

Ort, Datum 
 
 
 

Oberbürgermeister David Langner 

 
 





 

 

Verbandsordnung für den Zweckverband zur Koordinierung  

der Eingliederungs- und der Kinder- und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz (KommZB)  

 

 

Präambel 

 

Die Landkreise und die kreisfreien Städte sind örtliche Träger der Eingliederungshilfe für die 

in § 1 Abs. 1 des Landesgesetzes zur Ausführung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

(AGSGB IX) genannten Leistungsberechtigten. Gemeinsam mit den großen kreisangehöri-

gen Städten mit eigenem Jugendamt bilden sie auch die Träger der öffentlichen Kinder- und 

Jugendhilfe im Sinne des Ausführungsgesetzes zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (AG-

KJHG) und dem Landesgesetz über die Weiterentwicklung der Erziehung, Bildung und Be-

treuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTa-Zukunftsgesetz). 

Sie nehmen die Aufgaben als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung wahr (§ 1 Abs. 4 AGSGB 

IX, § 2 Abs. 1 Satz 1 AGKJHG, § 1 Abs. 4 KiTa-Zukunftsgesetz). Da die Interessen aller ört-

lichen Träger der Eingliederungshilfe für die Leistungsberechtigten nach § 1 Abs. 1 AGSGB 

IX und der Kinder- und Jugendhilfe gleichgerichtet sind und sie vor dem Hintergrund einer 

schonenden und wirtschaftlichen Verwendung vorhandener Verwaltungsressourcen eine 

umfangreiche Entlastung der jeweiligen Verwaltungen beabsichtigen, schaffen die örtlichen 

Träger eine zentrale Stelle in Rheinland-Pfalz unter Einbeziehung des schon in den jeweili-

gen kommunalen Spitzenverbänden geschaffenen Fachwissens, um Kompetenzen zu bün-

deln.  

 

Sie vereinbaren auf der Grundlage des § 4 Abs. 1 des Landesgesetzes über die kommunale 

Zusammenarbeit (KomZG) vom 22. Dezember 1982 (GVBl. S. 476), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 2. März 2017 (GVBl. S. 21), und des § 1 Abs. 6 des Landesgesetzes zur Aus-

führung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (AGSGB IX) vom 19. Dezember 2018 

(GVBl. S. 463) die nachfolgende Verbandsordnung, welche die Aufsichts- und Dienstleis-

tungsdirektion als die nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 KomZG zuständige Behörde auf Grund des § 4 

Abs. 2 KomZG am … festgestellt hat. 

 

§ 1 

Name und Sitz 

 

Der Zweckverband führt den Namen „Kommunaler Zweckverband zur Koordinierung und 

Beratung der Eingliederungshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe (KommZB)“. Er hat seinen 

Sitz in Mainz. 
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§ 2 

Mitglieder 

 

Mitglieder des Zweckverbands sind 

1. folgende kommunale Gebietskörperschaften als Träger der Eingliederungshilfe (a, b) 

sowie der Kinder- und Jugendhilfe (a, b, c): 

a) die Landkreise Ahrweiler, Altenkirchen (Westerwald), Alzey-Worms, Bad 

Dürkheim, Bad Kreuznach, Bernkastel-Wittlich, Birkenfeld, Cochem-Zell, 

Germersheim, Kaiserslautern, Kusel, Mainz-Bingen, Mayen-Koblenz, Neu-

wied, Südliche Weinstraße, Südwestpfalz, Trier-Saarburg, Vulkaneifel sowie 

der Donnersbergkreis, der Eifelkreis Bitburg-Prüm, der Rhein-Hunsrück-Kreis, 

der Rhein-Lahn-Kreis, der Rhein-Pfalz-Kreis und der Westerwaldkreis, 

b) die kreisfreien Städte Frankenthal (Pfalz), Kaiserslautern, Koblenz, Landau in 

der Pfalz, Ludwigshafen am Rhein, Mainz, Neustadt an der Weinstraße, Pir-

masens, Speyer, Trier, Worms und Zweibrücken,  

c) die großen kreisangehörigen Städte mit eigenem Jugendamt, nämlich Ander-

nach, Bad Kreuznach, Idar-Oberstein, Mayen und Neuwied und 

2. der Landkreistag Rheinland-Pfalz sowie der Städtetag Rheinland-Pfalz. 

 

§ 3  

Aufgaben 

 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, seine Mitglieder nach § 2 Nr. 1 bei der Erfüllung 

ihrer Aufgaben als örtliche Träger der Eingliederungshilfe bzw. der Kinder- und Ju-

gendhilfe zu unterstützen. 

(2) Er unterstützt seine Mitglieder bei der Verhandlung des Rahmenvertrages nach § 131 

SGB IX für den Personenkreis des § 1 Abs. 1 AGSGB IX. 

(3) Er vertritt seine Mitglieder 

1. bei der Verhandlung von Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen im Bereich 

der Eingliederungshilfe, 

2. bei der Vorbereitung des Abschlusses von Vereinbarungen, wobei die Mitglieder 

den Zweckverband legitimieren können, die Vereinbarungen abzuschließen, 

3. bei der Prüfung der Umsetzung der Vereinbarungen, insbesondere hinsichtlich 

Qualität und Wirtschaftlichkeit in den Einrichtungen und ambulanten Diensten, 



 

 

4. in Schiedsstellenverfahren bzw. Verfahren vor den Sozialgerichten in Angelegen-

heiten nach §§ 123 ff. SGB IX, sofern ein Mitglied den Zweckverband hiermit be-

auftragt und die Verbandsversammlung zustimmt, 

5. bei der Verhandlung und dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung über Pla-

nung, Betrieb und Finanzierung von Kindertageseinrichtungen sowie die ange-

messene Eigenleistung der Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentli-

chen Rechts und den auf Landesebene zusammengeschlossenen Verbänden der 

freien Wohlfahrtspflege als Einrichtungsträger, die die Grundlage für Vereinba-

rungen auf örtlicher Ebene bildet, § 5 Abs. 2 KiTa-Zukunftsgesetz. 

(4) Er übernimmt für seine Mitglieder die Verwaltung und die Weiterentwicklung der mit 

den Aufgaben, die dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe obliegen, in Zusam-

menhang stehenden Tätigkeiten. Insbesondere kann er seine Mitglieder durch die 

Weiterentwicklung der individuellen Hilfe-/Teilhabeplanung, der Angebotsstrukturen 

einschließlich sozialräumlicher Steuerungsprozesse, die Entwicklung von Standards 

für die Leistungsgewährung und die Entwicklung sonstiger Steuerungsprozesse so-

wie deren Einführung und Umsetzung unterstützen; er kann auch fachspezifische 

Fortbildungen organisieren und durchführen. 

 

§ 4 

Verbandsversammlung 

 

(1) Jedes Verbandsmitglied entsendet einen Vertreter in die Verbandsversammlung. Die 

Beschlussfassung der Verbandsversammlung erfolgt 

1. in den Angelegenheiten, die allein die Mitglieder nach § 2 Nr. 1 lit. a und lit. b be-

treffen, mit insgesamt 50 Stimmen; die Mitglieder nach § 2 Nr. 1 lit. a haben je-

weils eine Stimme, die Mitglieder nach § 2 Nr. 1 lit. b jeweils zwei Stimmen, die 

Mitglieder nach § 2 Nr. 2 mit jeweils einer Stimme, die Mitglieder nach § 2 Nr. 1 

lit. c nehmen an diesen Beschlussfassungen nur beratend teil,  

2. in den Angelegenheiten, die neben den Mitgliedern nach § 2 Nr. 1 lit. a und lit. b 

auch die Mitglieder nach § 2 Nr. 1 lit. c betreffen, mit insgesamt 850 Stimmen; die 

Mitglieder nach § 2 Nr. 1 lit. a und Nr. 2 haben jeweils 17 Stimmen, die Mitglieder 

nach § 2 Nr. 1 lit. b, lit. c jeweils 24 Stimmen. 

(2) Weitere sachkundige Personen können auf Einladung der Verbandsversammlung an 

der Verbandsversammlung teilnehmen und zu bestimmten Beratungsgegenständen 

gehört werden. 

(3) Die Verbandsversammlung beschließt insbesondere über 

1. Erlass und Änderung der Verbandsordnung, 



 

 

2. Wahl der Verbandsvorsteher gemäß § 5, 

3. die allgemeinen Leitlinien des Zweckverbands, 

4. Wahl eines Verbandsdirektors, 

5. die Haushaltssatzung einschließlich der Festlegung des Haushaltsplanes, 

6. die Jahresrechnung und die Entlastung der Verbandsvorsteher und  

7. haushalts- und vermögensrechtliche Entscheidungen, soweit diese nicht in die 

Zuständigkeit des Verbandsvorstehers fallen. 

(4) Das Genauere kann die Verbandsversammlung in einer Geschäftsordnung regeln. 

 

§ 5 

Verbandsvorsteher, Verbandsverwaltung, Geschäftsordnung 

 

(1) Für die Wahl und die Aufgaben des Verbandsvorstehers und des stellvertretenden 

Verbandsvorstehers gilt § 9 Abs. 1 KomZG. 

(2) Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz in der Verbandsversammlung und vertritt 

den Zweckverband nach außen. 

(3) Der Zweckverband führt seine Verwaltungsgeschäfte mit eigenem Personal und mit 

Personal, das von den Mitgliedern beigestellt wird. Etwaige Personal- und Sachkosten er-

stattet der Zweckverband den beistellenden Mitgliedern. 

(4) Die weitere Organisation der Verbandsverwaltung wird in einer Geschäftsordnung 

geregelt. 

 

§ 6 

Deckung des Finanzbedarfs, Eigenkapital 

 

(1) Der Zweckverband erhebt von seinen Mitgliedern eine Verbandsumlage, soweit die 

sonstigen Finanzmittel des Zweckverbands zur Deckung seines Finanzbedarfs nicht 

ausreichen. 

(2) Die Verbandsumlage wird von den in § 2 Nr. 1 lit. a und § 2 Nr. 1 lit. b, lit. c genann-

ten Mitgliedern jeweils hälftig getragen. Von diesem Betrag tragen die unter den ge-

nannten Vorschriften zusammengefassten Mitglieder einen der nach dem Finanzaus-

gleichsgesetz maßgeblichen Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner zum 30.06. 

des Vorjahres entsprechenden Anteil, wobei auch der Nutzen, den die Verbandsmit-

glieder aus der Erfüllung ihrer Aufgaben durch den Zweckverband haben, berücksich-

tigt werden soll. Die Verbandsversammlung setzt die Höhe der Umlage und ihre Ver-

teilung auf die Verbandsmitglieder in der Haushaltssatzung fest. 



 

 

(3) Das Eigenkapital beträgt 58.000,00 EUR. Hiervon tragen die in § 2 Nr. 1 lit. a ge-

nannten Mitglieder jeweils 1.000,00 EUR, die in § 2 Nr. 1 lit. b, lit. c genannten jeweils 

2.000,00 EUR. 

 

§ 7 

Abwicklung bei Auflösung 

 

(1) Bei einer Auflösung des Zweckverbands erfolgt die Verteilung des Vermögens des 

Zweckverbandes an die verbandsangehörigen Mitglieder nach dem in § 6 Abs. 3 be-

stimmten Verhältnis. Für die Übernahme von Verbindlichkeiten des Verbandes gilt 

Satz 1 entsprechend. 

(2) Der Tag der Wirksamkeit der Auflösung kann erst festgesetzt werden, wenn die Ver-

bandsmitglieder eine Einigung über die Auseinandersetzung, die Durchführung der 

Liquidation und die Bestellung eines Liquidators erzielt haben. Dies gilt insbesondere 

auch für die Übernahme der Bediensteten des Zweckverbandes durch die Ver-

bandsmitglieder. 

 

§ 8 

Öffentliche Bekanntmachungen 

 

Öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbands erfolgen durch die unter § 2 Nr. 1 lit. a 

und b aufgeführten Verbandsmitglieder jeweils in der von diesen gemäß § 27 GemO bzw. § 

20 LKO bestimmten Form. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

Die Verbandsordnung bedarf gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 KomZG der Feststellung der zustän-

digen Aufsichtsbehörde. Die festgestellte Verbandsordnung tritt am Tage nach der letzten 

öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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